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… löst keines der beste-
henden Finanzierungs- 
und Strukturprobleme 
des Gesundheitswesens. 
Stellt er doch nur den 
„flauen Kompromiss“ 
zweier sich diametral 
entgegenstehender ide-
ologischer Betrachtungs-
weisen, nämlich der „Bür-
gerversicherung“ der SPD 
und des „Prämienmo-
dells“ der Union dar. Kon-
sequenterweise rücken 
deshalb Teile der SPD 
schon wieder von diesem 
Modell ab und fordern 
vehement die Einbezie-
hung der privaten Kran-
kenversicherung in eine 
Einheitsversicherung, um 
zusätzliche Finanzquellen 
zu erschließen. Dagegen 
verteidigen Union und 
auch Frau Schmidt (aus 
Kabinettsraison!) noch 
den Fonds. Doch was 
gibt es eigentlich noch 
zu verteidigen? Ein büro-
kratisches Supermonster 
etwa, vergleichbar mit der 
Bundesagentur für Arbeit? 
Eine neue aufgeblähte und 
kostenintensive Behörde, 

die verwaltet und nicht 
gestaltet? Das Ende des 
Wettbewerbs zwischen 
den Kassen auf der Bei-
tragsebene, da es dann 
einen bundeseinheitlichen 
Beitragssatz geben wird?
Das Ende der Förde-
rung spezieller Leistungen 
durch einzelne Kassen, 
da jede Kasse ja nur noch 
das gleiche Geldvolumen 
zur Verfü-
gung hat? 
Auch eine 
Anschubfi-
nanzierung 
für die in-
t e g r i e r t e 
Versorgung 
k a n n  e s 
dann nicht 
mehr ge-
ben. Oder 
die Über-
tragung der 
F e s t s e t -
zung der 
Be i t r ags -
höhe des 
K r a n k e n -
kassenbei-
trages von 
den Kran-

kenkassen in den Deut-
schen Bundestag und in 
die Abhängigkeit einer 
unzuverlässigen Haus-
halts- und Finanzpolitik 
der politischen Parteien? 

Dies wäre das Ende un-
serer berechtigten Forde-
rung auf Rückübernahme 
des Morbiditätsrisikos zu 
den Krankenkassen. Es ist 

schon be-
merkens -
wert, wie 
gegen jeg-
liche Rat-
schläge der 
E x p e r t e n 
von Kran-
kenkassen, 
Ä r z teve r-
tretern und 
G e s u n d -
he i tsöko -
nomen  die-
se Regie-
rungskoa-
lition sich 
abkapselt 
und einen 
aus ihrer 
Sicht „he-
ro ischen“ 

Kampf gegen alle, ein-
schließlich der Patienten 
und Versicherten, führt. 
Die rasante Entzauberung 
der großen Koalition mit 
ihrer Kanzlerin und ihre 
schlechten Umfrageer-
gebnisse haben jedenfalls 
ihre Ursache darin. Nein, 
diese Gesundheitsreform 
mit ihrem Fondsmodell 
kann nicht akzeptiert wer-
den. Sie verschleiert die 
bestehenden Finanzlü-
cken (13 Mrd. € Defizit 
der Krankenkassen bis 
2009), schafft Intranspa-
renz, führt zu weniger 
Wettbewerb und ist ein 
Riesenschritt weiter auf 
dem Weg in die Staatsme-
dizin. Diese Reform führt 
zu weniger Freiheit, mehr 
Bürokratie und staatlicher 
Gängelung

Der BDI, Ihr Berufsver-
band, wird auch in diesen 
schwierigen Zeiten wei-
terhin konsequent unsere 
berufspolitischen Interes-
sen gegenüber der Politik, 
den Kassen und der Öf-
fentlichkeit vertreten.

Der von der Bundesregierung geplante 
Gesundheitsfonds …

Dr. med. Wolfgang Wesiack
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